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BGH-Leitsatz-Entscheidungen 

  

Heute neu: 

1. ZPO: Anwaltszwang bei Beschwerde gegen Ablehnung eines Notanwalts  
Beschluss 24.03.2011, I ZA 1/11  

2. ZPO, AktG: hilfsweise Erledigungserklärung im Anfechtungsprozess  
Urteil 08.02.2011, II ZR 206/08  

3. GG, ZPO: Entscheidung über Wiedereinsetzungsantrag vor Ablauf der 
Wiedereinsetzungsfrist  
Beschluss 17.02.2011, V ZB 310/10  

4. RVG-VV, ZPO: Erstattung der Kosten eines außergerichtlichen Ver-
gleichs  
Beschluss 15.03.2011, VI ZB 45/09  

5. BGB: Beweislast für Bereicherungsanspruch im Lastschriftverfahren  
Urteil 22.02.2011, XI ZR 261/09  

6. StPO: Fassung des Anklagesatzes bei einer Vielzahl gleichartiger Einzel-
akte  
Urteil 02.03.2011, 2 StR 524/10  

Urteile und Beschlüsse: 

 
1. ZPO: Anwaltszwang bei Beschwerde gegen Ablehnung eines Notanwalts  
Beschluss 24.03.2011, I ZA 1/11  

ZPO §§ 78b, 321a 

Ist der Antrag einer Partei auf Beiordnung eines Notanwalts abgelehnt worden, be-
steht für die gegen diese Entscheidung gerichtete sofortige Beschwerde bzw. - falls 
ein Rechtsmittel nicht gegeben ist - für die Anhörungsrüge kein Anwaltszwang.  

 
 
2. ZPO, AktG: hilfsweise Erledigungserklärung im Anfechtungsprozess  
Urteil 08.02.2011, II ZR 206/08  

ZPO § 91a, AktG § 244 

Im aktienrechtlichen Anfechtungsprozess ist eine hilfsweise Erledigungserklärung 
nach einem Bestätigungsbeschluss unzulässig.  
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3. GG, ZPO: Entscheidung über Wiedereinsetzungsantrag vor Ablauf der 
Wiedereinsetzungsfrist  
Beschluss 17.02.2011, V ZB 310/10  

GG Art. 103 Abs. 1, ZPO §§ 234 Abs. 1, 236 Abs. 2 B, C, 574 Abs. 2 Nr. 2 

Über einen Antrag auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand darf das Gericht 
nicht vor Ablauf der Wiedereinsetzungsfrist entscheiden. Eine vorzeitige Entschei-
dung kann den Anspruch des Antragsstellers auf rechtliches Gehör verletzen und 
die Zulassung der Rechtsbeschwerde begründen.  

 
 
4. RVG-VV, ZPO: Erstattung der Kosten eines außergerichtlichen Vergleichs  
Beschluss 15.03.2011, VI ZB 45/09  

RVG-VV Nr. 1000 

Die Kosten eines außergerichtlichen Vergleichs gehören nur dann zu den erstat-
tungsfähigen Kosten des Rechtsstreits, wenn die Parteien dies vereinbart haben. 

 
 
5. BGB: Beweislast für Bereicherungsanspruch im Lastschriftverfahren  
Urteil 22.02.2011, XI ZR 261/09  

BGB § 684 Satz 2, § 812 

Macht ein Kreditinstitut, das auf einem bei ihm geführten Konto eine im Einzugs-
ermächtigungsverfahren erteilte Lastschrift eingelöst hat, einen unmittelbaren Be-
reicherungsanspruch gegen den Gläubiger der Lastschrift geltend, da der Kontoin-
haber eine Genehmigung der Lastschrift endgültig nicht erteilt habe, hat es die tat-
sächlichen Voraussetzungen dieses Bereicherungsanspruchs und damit auch das 
Fehlen einer Genehmigung der Lastschrift durch den Kontoinhaber zu beweisen.  

 
 
6. StPO: Fassung des Anklagesatzes bei einer Vielzahl gleichartiger Einzelakte  
Urteil 02.03.2011, 2 StR 524/10  

StPO § 200 Abs. 1 

Zu den Anforderungen an die Fassung des Anklagesatzes bei einer Vielzahl 
gleichartiger Einzelakte, die zu gleichartiger Tateinheit und damit auch prozessual 
zu einer Tat verbunden sind.  
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